
lichkeitsantrag der Abgeordneten Bause, Hartmann, 
Ganserer und anderer und Fraktion (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) unter dem Titel "Umweltkriminalität be-
kämpfen – unabhängige Ermittlungseinheit einrichten" 
auf Drucksache 17/6822 bekannt geben. Mit Ja haben 
51 Abgeordnete gestimmt. Mit Nein haben 76 ge-
stimmt. 14 haben sich der Stimme enthalten. Damit ist 
der Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen 
17/6825, 17/6827, 17/6828, 17/6829, 17/6831, 
17/6832 sowie 17/6841 und 17/6842 werden in die 
zuständigen federführenden Ausschüsse verwiesen. 
Damit haben wir die Beratung über die Dringlichkeits-
anträge heute beendet.

Jetzt bitte ich, die Plätze einzunehmen; denn ich will 
mich hier eigentlich nicht selbst unterhalten.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf:

Ich darf die Aussprache eröffnen. Die Gesamtredezeit 
– so wurde es im Ältestenrat vereinbart; so ist es auch 
nach Geschäftsordnung – beträgt 24 Minuten. Als 
Erster darf ich Frau Kollegin Kamm das Wort erteilen. 
Bitte schön, Frau Kollegin.

Christine Kamm (GRÜNE): (Von der Rednerin nicht 
autorisiert) Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr ge-
ehrte Kollegen! In keinem anderen europäischen 
Land nimmt die Hetze gegen Fremde derart beängsti-
gende Ausmaße an wie in Ungarn. Die Hasstiraden in 
Ungarn gegen Einwanderer, Flüchtlinge, Roma, 
Juden, Homosexuelle und andere Minderheiten wer-
den immer beängstigender und beschränken sich kei-
neswegs auf die rechtsextreme Jobbik-Partei. Auch 
die Fidesz-Partei betreibt ausländerfeindliche Hetze in 
Form einer flüchtlingsfeindlichen Plakataktion, mit der 
die Asylsuchenden aufgefordert werden, erst einmal 
Ungarisch zu lernen und anschließend keinem Un-
garn den Arbeitsplatz wegzunehmen.

Der Ausschuss gegen Rassismus und Intoleranz des 
Europarates hat Ungarn wegen der durchgängigen öf-
fentlichen rassistischen Hetze getadelt. Der Aus-
schuss äußerte sich auch kritisch zu Ungarns Um-
gang mit Asylsuchenden.

Meine Kolleginnen und Kollegen, mehr als ein Fünftel 
der sich in Ungarn befindlichen Asylsuchenden kann 
sich nicht frei bewegen, sondern ist in gefängnisähnli-
chen Einrichtungen untergebracht, auch Familien mit 
Kindern. Mit Sorge verweisen die Experten des Euro-
parats auch auf Berichte der NGOs, die besagen, 
dass Asylsuchende unzureichende hygienische Stan-
dards vorfinden und Misshandlungen durch Wärter 

ausgesetzt sind, gegen die sich die meisten auch 
rechtlich nicht wehren können. Aktuelle Berichte des 
UNHCR, von Pro Asyl, aber auch des Auswärtigen 
Amtes lassen zudem befürchten, dass Asylsuchende 
weiterhin unrechtmäßig in andere Länder abgescho-
ben werden. Gerichte haben sich daher seit mehreren 
Jahren immer wieder gegen Abschiebungen nach Un-
garn eingesetzt. Kürzlich hat das Verwaltungsgericht 
in Berlin systematische Mängel des Asylsystems in 
Ungarn festgestellt und insbesondere die Praxis kriti-
siert, dass im Dublin-Verfahren rückgeschobene Asyl-
suchende dort erst in Haft genommen werden. Auch 
syrische Flüchtlinge sind darunter, auch solche, die 
sich in Bayern befinden, beispielsweise im schwäbi-
schen Dillingen. Sie fürchten sich vor der Abschie-
bung in ungarische Gefängnisse. Sie bekommen in 
den dortigen überfüllten Gefängnissen eine schlechte 
Versorgung; die sanitären Umstände sind menschen-
unwürdig; die medizinische Versorgung ist minimal. 
Oft haben diese Asylsuchenden schon Tage in ungari-
schen Gefängnissen verbracht, der Dillinger Asylsu-
chende beispielsweise 60 Tage. Sie wissen, was sie 
dort erwartet.

Leider entscheiden die Verwaltungsgerichte in 
Deutschland bei Klagen gegen diese Abschiebungen 
nach dem Dublin-Verfahren höchst uneinheitlich und 
setzen sich in vielen Ländern gegen eine Dublin-Ab-
schiebung ein, viele bayerische Verwaltungsgerichte 
aber noch nicht. Ein Roulette für Asylsuchende, je 
nachdem, wo sie untergebracht sind, darf es aber 
nicht geben, meine Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich beziehe mich auf die Diskussion im Verfassungs-
ausschuss: Ein europäisches, solidarisches, gemein-
sames Flüchtlingssystem und eine gemeinsame Auf-
nahme können nicht auf dem Rücken der Flüchtlinge 
umgesetzt werden, sondern müssen auf politischem 
Weg erreicht werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Daher bitte ich Sie, unserem Antrag "Dublin-Überstel-
lungen nach Ungarn aussetzen" zuzustimmen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Barbara Stamm: Ich darf bekannt 
geben, dass die CSU zu dem Antrag, den wir jetzt be-
raten, namentliche Abstimmung beantragt hat. Herr 
Kollege Straub, Sie stehen bereit. Bitte schön.

Karl Straub (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn man über den 
Antrag der GRÜNEN spricht, muss man auch einmal 
die Gesamtsituation in Europa, in Deutschland und in 
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